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Hinweis auf Stammrechtssatz

GRS wie Ra 2017/18/0451 E 19. Dezember 2017 RS 4
Stammrechtssatz

Zur Tatbestandsvoraussetzung des 8 12a Abs. 2 Z 2 AsylG 2005 ("wenn der Antrag voraussichtlich zurlickzuweisen ist,
weil keine entscheidungswesentliche Anderung des maRgeblichen Sachverhalts eingetreten ist") filhren die
Gesetzesmaterialien (RV 220 BIgNR 24. GP 13) aus, dass "eine Grobprifung in Form einer Prognose Uber die
Zulassigkeit des Antrags" zu treffen ist. Zieht man das vom Gesetz angestrebte Ziel in Betracht, den faktischen
Abschiebeschutz nur fur "klar missbrauchliche Antrage" beseitigen zu wollen, kann damit nur gemeint sein, dass schon
bei einer Grobprufung die (spatere) Zurickweisung des Folgeantrags auf der Hand liegt, weil sich der maf3gebliche
Sachverhalt nicht entscheidungswesentlich gedndert hat. Nicht jeder Folgeantrag, bei dem eine (spatere)
Zuruckweisung wegen entschiedener Sache gemal3§ 68 AVG in Betracht kommen konnte, berechtigt daher zur
Aberkennung des faktischen Abschiebeschutzes nach § 12a Abs. 2 AsylG 2005. Es muss sich vielmehr um einen Fall
handeln, in dem sich dieser Verfahrensausgang von vornherein deutlich abzeichnet. Nur dann kann auch
angenommen werden, dass die Antragstellung in Wirklichkeit den Zweck verfolgt, die Durchsetzung einer
vorangegangenen und mit einer aufenthaltsbeendenden Malinahme verbundenen (rechtskraftigen) Vorentscheidung
zu verhindern. Auf einen solchen missbrauchlichen Zweck deutet - unter Bedachtnahme auf Art. 41 Abs. 1 lit. b der
Richtlinie 2013/32/EU - etwa auch die mehrfache Folgeantragstellung hin, wenn dieser keine substanziell neuen und
eine andere Beurteilung rechtfertigenden Sachverhaltselemente zugrunde liegen. Moglich sind aber auch andere
Umstande, die den Schluss zulassen, dass der Fremde mit seinem Folgeantrag eine (bevorstehende) Abschiebung
verhindern oder verzdgern mdchte.
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